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Allgemeine Chronik

Wirtschaft

Wirtschaftspolitik

Gesellschaftsrecht

Bei der Behandlung der Reform des aus dem Jahre 1936 stammenden Aktienrechts
nahm der Nationalrat gegenüber dem Entwurf des Bundesrats einige Abstriche vor.
Die Anträge in bezug auf eine klarere Regelung der Organisationsstruktur der
Aktiengesellschaften und auf die Anpassung an in der Zwischenzeit eingetretene
Veränderungen auf dem Kapitalmarkt fanden weitgehend Zustimmung. Die bürgerliche
Ratsmehrheit wandte sich jedoch unter massgeblicher Führung der Unternehmer
Blocher (svp, ZH), Schüle (fdp, SH) und Villiger (fdp, LU) gegen eine ihrer Ansicht nach
übermässige Betonung der Informationsansprüche der Aktionäre und der
Öffentlichkeit. So müssen nach dem Beschluss des Nationalrats Beteiligungen an
anderen Gesellschaften weiterhin nicht ausgewiesen werden; die neu geschaffene
Pflicht für Unternehmensgruppierungen, eine konsolidierte Konzernrechnung
vorzulegen, soll für Kleinkonzerne nicht gelten. Ebenfalls gestrichen wurde der
Vorschlag, dass grosse Privatgesellschaften auch dann ihre Jahresrechnung der
Öffentlichkeit zugänglich machen müssen, wenn sie weder an der Börse kotierte Aktien
noch ausstehende Anleihen haben. Weniger transparent als in der Botschaft postuliert
will die Volkskammer auch die Berichterstattung über die Auflösung von Rücklagen, die
in der Jahresrechnung nicht ausgewiesen werden, geregelt sehen. Wenn eine
Aktiengesellschaft derartige stille Reserven auflöst, muss sie diesen Umstand nicht, wie
vom Bundesrat beantragt, jährlich in einem Anhang zur Gewinn- und Verlustrechnung
ausweisen. Eine Meldung ist gemäss dem Beschluss des Nationalrats nur dann
erforderlich, wenn die Summe der während der letzten drei Jahre aufgelösten stillen
Reserven diejenige der in dieser Periode neugebildeten übersteigt. Im Gegensatz zu
den bisher erwähnten Punkten gewichtete der Nationalrat bei der Regelung der
Vertretung der Aktionäre an der Generalversammlung durch Banken (sog.
Depotstimmrecht) die Aktionärsinteressen stärker als diejenigen der Unternehmen. Bei
wichtigen Traktanden werden die Banken verpflichtet, bei den Aktionären Weisungen
einzuholen. Verzichtet der Hinterleger auf eine Stellungnahme, sollte der
Depotvertreter ein Votum in dessen Interesse abgeben oder sich der Stimme enthalten.
Das für diese Fälle von der Kommissionsmehrheit beantragte Festhalten an der bisher
von den Banken praktizierten Regelung (Zustimmung zu den Anträgen des
Verwaltungsrats) lehnte der Rat ausdrücklich ab. Dieser Teilerfolg war aber nicht
ausreichend, um die Linke für die Serie von Niederlagen zu entschädigen, die sie bei
der erfolglosen Verteidigung von Regierungsanträgen hatte einstecken müssen. Die SP
enthielt sich bei der Gesamtabstimmung (90 : 6) der Stimme. 1

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 01.10.1985
HANS HIRTER

1) AB NR, 1985, 1677 ff.; AB NR, 1985, 1763 ff.; AB NR, 1985, S. 1657 ff.
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